Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 146 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Zivilrechtliche Ansprüche gegen Mitglieder 
diplomatischer Vertretungen 


Nach § 18 des Gerichtsverfassimgsgesetzes erstreckt sich die 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht auf die Mitglieder der bei der 
Bundesrepublik Deutschland beglaubigten diplomatischen Ver- 
tretungen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung, was sie unternimmt, 
um deutschen Staatsangehörigen in der Bundesrepublik die 
Durchsetzung solcher zivilrechtlicher Ansprüche zu erleichtern, 
über die eine gütliche Einigung nicht zu erreichen war oder 
nicht zu erreichen ist und bei denen eine Klage vor einem 
ausländischen Gericht aus finanziellen und räumlichen Gründen 
nicht zumutbar ist. 

Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, Bestimmungen 
über eine dem deutschen Recht entsprechende Haftpflichtver- 
sicherung für Kraftfahrzeughalter zu erlassen, die den Schutz 
des § 18 des Gerichtsverfassiingsgesetzes genießen, und in allen 
anderen Fällen durch Intervention bei den in Betracht kommen- 
den diplomatischen Vertretungen Rechtshilfe zu gewähren? 


Bonn, den 21. Januar 1958 


Lenz (Trossingen) und Fraktion 
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